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BEKANNTMACHUNG	 Markt Wirsberg 

Satzung für die öffentliche
Entwässerungsanlage des Marktes Wirsberg

(Entwässerungssatzung- EWS-)

Vom 12.11.2024

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 und 
3 der Gemeindeordnung, Art. 34 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Was-
sergesetzes (BayWG) erlässt der Markt Wirsberg folgende Satzung:

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1) 	Der Markt betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Sat-
zung eine Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung für 
das Gebiet der Ortsteile Wirsberg, Sessenreuth, Cottenau, Weiß-
enbach, Neufang und Goldene Adlerhütte des Marktes Wirsberg.

(2) 	Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt der Markt.

(3) 	Zur Entwässerungsanlage des Marktes gehört auch die Grund-
stücksanschlüsse bis zur Grenze der anzuschließenden Grund-
stücke, soweit sie im öffentlichen Verkehrsraum liegen.

§ 2
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer

(1)	Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zu-
sammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grund-
buchrechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche planerische 
Vorstellungen vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen.

(2) 	Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlasse-
nen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbauberech-
tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nieß-
braucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder be-
rechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgen-
de Bedeutung:

1. 	 Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder 
sonst in seinen Eigenschaften verändert ist (Schmutzwasser) 
oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen abfließt (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden gesammelten 
Flüssigkeiten.

	 Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich 
Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
menschliche Fäkalabwasser.

2. 	 Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder 
Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z. 
B. Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe.

3. 	 Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von 
Schmutzwasser.
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4. 	 Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und 
Schmutzwasser bestimmt. 

5. 	 Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme und 
Ableitung von Niederschlagswasser.

6. 	 Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Ka-
nälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum 
Gewässer.

7. 	 Grundstücksanschlüsse sind die Leitungen vom Kanal bis zum 
Kontrollschacht. (Anschlusskanäle)

8. 	 Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen ei-
nes Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis 
einschließlich des Kontrollschachts.

9. 	 Kontrollschacht ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und 
Wartung der Anlage dient. Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS 
kein Kontrollschacht vorhanden, endet die Grundstücksentwäs-
serungsanlage an der Grenze privater Grundstücke zum öffentli-
chen Straßengrund.

10.	Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasser-
abflusses und für die Entnahme von Abwasserproben.

§ 4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) 	Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass das Grund-
stück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Entwäs-
serungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maß-
gabe der § § 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche Entwässe-
rungsanlage einzuleiten.

(2) 	Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen werden. 
Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender 
bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, 
dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert 
werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen 
werden, bestimmt der Markt.

(3) 	Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht

	 1. 	wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne 
weiteres von der öffentlichen Entwässerungsanlage über-
nommen werden kann und besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt; oder

	 2. 	solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder we-
gen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht möglich 
ist.

(4) 	Der Markt kann den Anschluss und die Benutzung versagen, 
wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der 
Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträch-
tigt.

(5) 	Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, 
soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von 
Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Der Markt 
kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die 
Ableitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen 
Gründen erforderlich ist.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) 	Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebau-
te Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) 	Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch un-
bebaute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage 
anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.

(3) 	Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, 
bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-
rübergehend vorhanden sind.

(4) 	Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwas-
sereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben, 
muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der Anschluss nach 
schriftlicher Aufforderung durch den Markt innerhalb der von 
ihm gesetzten Frist herzustellen.

(5) 	Auf Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles 
Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten 
(Benutzungszwang). Soweit jedoch eine Versickerung oder an-
derweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungs-
gemäß möglich ist, besteht der Benutzungszwang nicht. Ver-
pflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. Sie haben auf Verlangen dem Markt die dafür er-
forderliche Überwachung zu dulden.

§ 6
Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) 	Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird 
auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder 
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 
Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schrift-
lich beim Markt einzureichen.

(2) 	Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Sondervereinbarungen

(1) 	Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur 
Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der Markt durch 
Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) 	Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abwei-
chendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 8
Grundstücksanschluss

(1)	Die Grundstücksanschlüsse werden, soweit sie nicht nach  
§ 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, von den 
Grundstückseigentümern hergestellt, angeschafft, verbessert, 
erneuert, verändert und unterhalten sowie stillgelegt und besei-
tigt; die § 9 Abs. 2 und 6 sowie § § 10 mit 12 gelten entsprechend.

(2) 	Der Markt bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der 
Grundstücksanschlüsse. Er bestimmt auch, wo und an welchen 
Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstücks-
eigentümer werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt.

(3) 	Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Ent-
wässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen ist, muss 
die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von 
Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und dgl. und von 
Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweis-
schildern dulden, soweit diese Maßnahme für die ordnungsge-
mäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Ab-
wassers erforderlich sind.

§ 9
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) 	Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit 
einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das 
Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung abgeleitet, 
aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücks-
entwässerungsanlage mit einer Abwasserbehandlungsanlage 
auszustatten.

(2) 	Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehand-
lungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu 
verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unterhalten, stillzulegen 
oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasser-



behandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 ist darüber hinaus 
der Stand der Technik maßgeblich.

(3) 	Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontroll-
schacht zu errichten. Der Markt kann verlangen, dass anstelle 
oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstel-
len ist. 

(4) 	Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann der Markt 
vom Grundstückseigentümer den Einbau und den Betrieb einer 
Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstückes verlangen, 
wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der 
Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden 
Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich oder 
nicht wirtschaftlich ist.

(5) 	Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat 
sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 

(6) 	Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran 
dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt 
werden. Der Markt kann den Nachweis der fachlichen Eignung 
verlangen.

§ 10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1)	Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder ge-
ändert wird, sind dem Markt folgende Unterlagen in doppelter 
Fertigung einzureichen:

	 a) 	Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1 : 
1.000.

	 b) 	Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1 : 100, aus denen 
der Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 1 Satz 2 
die Grundstückskläranlage ersichtlich sind.

	 c) 	Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 1 : 100, bezogen auf Normal-
Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanal-
sohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grund-
wasseroberfläche, zu ersehen sind.

	 d) 	Wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das 
in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-
weicht, zugeführt werden, ferner Angaben über

- 	 Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf 
dem Grundstück, wenn deren Abwässer miterfasst werden 
sollen.

- 	 Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, 
der Erzeugnisse.

- 	 die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge.

- 	 Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten be-
stimmten Abwassers,	

- 	 die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung 
des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, De-
kontaminierung) mit Bemessungsnachweisen.

		
	 Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasser-

wirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, 
Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten 
Einrichtungen.

	 Alle Unterlagen sind von den Grundstückseigentümern und 
Planfertigern zu unterschreiben. Der Markt kann erforderli-
chenfalls weitere Unterlagen anfordern.

(2) 	Der Markt prüft, ob die geplanten Grundstücksentwässerungs-
anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt der Markt schriftlich seine Zustimmung und 
gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen, mit Zustim-
mungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingun-
gen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, 
wenn der Markt nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang 
der vollständigen Planunterlagen seine Zustimmung schriftlich 
verweigert. Entspricht die Grundstückentwässerungsanlage 
nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt der Markt dem 
Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine ange-
messene Frist zur Berichtigung und erneuten Einreichung der 
geänderten Unterlagen bei der Gemeinde; Satz 3 gilt entspre-
chend. 

(3) 	Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen darf erst begonnen werden, wenn die Zustimmung 
nach Absatz 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. Eine Ge-
nehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, 
bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt.

(4) 	Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann der Markt Aus-
nahmen zulassen.

§ 11
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) 	Die Grundstückseigentümer haben dem Markt den Beginn des 
Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhal-
tungsarbeiten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. 
Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen 
werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzu-
zeigen.

(2) 	Der Markt ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Der Grund-
stückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Ge-
räte und Werkstoffe bereitzustellen.

(3) 	Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässe-
rungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungsgemäße 
Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Mängelfreiheit 
durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich ge-
eigneten Unternehmer prüfen und das Ergebnis durch diesen 
bestätigen zu lassen. Dies gilt nicht, soweit der Markt die Prü-
fungen selbst vornimmt; sie hat dies vorher anzukündigen. Abs. 
2 Satz 2 gilt entsprechend. Werden die Leitungen vor Durchfüh-
rung der Prüfung auf satzungsgemäße Errichtung der Grund-
stücksentwässerungsanlage verdeckt, sind sie auf Anordnung 
des Marktes freizulegen.

(4) 	Soweit der Markt die Prüfungen nicht selbst vornimmt, hat der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde die Bestätigungen nach 
Abs. 3 vor Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme 
der Grundstücksentwässerungsanlage unaufgefordert vorzule-
gen. Der Markt kann die Verdeckung der Leitungen oder die In-
betriebnahme der Grundstücksentwässerungsanlage innerhalb 
eines Monats nach Vorlage der Bestätigungen oder unverzüglich 
nach Prüfung durch den Markt schriftlich untersagen. In diesem 
Fall setzt der Markt dem Grundstückseigentümer unter Angabe 
der Gründe für die Untersagung eine angemessene Nachfrist für 
die Beseitigung der Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten 
entsprechend.

(5) 	Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des fachlich 
geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch den Markt be-
freien den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prü-
fenden Unternehmer sowie den Planfertiger nicht von der Ver-
antwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung 
und Ausführung der Anlage.

(6) 	Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines priva-
ten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ordnungs-
gemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den 
Richtlinien für Zuwendungen für Kleinkläranlagen vor, ersetzt 
diese in ihrem Umfange die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 
3 und Abs. 4.

§ 12
Überwachung

(1) 	Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden 
Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grundstücksentwäs-
serungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbe-
triebnahme auf eigene Kosten durch einen fachlich geeigneten 
Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch 
diesen bestätigen zu lassen; für Anlagen in Wasserschutzgebie-
ten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsver-
ordnung unberührt. Der Grundstückseigentümer hat dem Markt 
die Bestätigung innerhalb von vier Wochen nach Abschluss der 
Prüfung unaufgefordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat 
der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. 
Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach 
Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung kann auf 
Antrag verlängert werden. 
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(2) 	Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungs-
anlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Bestim-
mungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinklär-
anlagen.

(3) 	Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den 
Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbe-
handlungsanlagen unverzüglich dem Markt anzuzeigen.

(4) 	Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in 
seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, 
zugeführt, kann der Markt den Einbau und den Betrieb von 
Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Re-
gel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasserrechtliche 
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die 
Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen Eigen- oder 
Selbstüberwachung dem Markt vorgelegt werden.

(5) 	Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist der Markt befugt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprüfen, Abwas-
serproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen 
durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und 
Messschächte, wenn sie der Markt nicht selbst unterhält. Der 
Markt kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstücksei-
gentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht 
werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen 
der Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen 
ausschließt. Führt der Markt aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine 
Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Mess-
schächte oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhalten-
den Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, beginnt 
die Frist nach Abs. 1 bis 5 mit Abschluss der Prüfung durch den 
Markt neu zu laufen.

(6) 	Die Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 5 gelten auch für den 
Benutzer des Grundstücks.

§ 13
Stillegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück

Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung ange-
schlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrich-
tung dienende Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehö-
rige Abwasserbehandlungsanlagen in dem Umfang außer Betrieb 
zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrich-
tung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 14
Einleiten in die Kanäle

(1) 	In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regen-
wasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
In Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden.

(2) 	Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden 
kann, bestimmt der Markt.

§ 15
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

(1) 	In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht ein-
geleitet oder eingebracht werden, die

	 - 	die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Ge-
sundheit beeinträchtigen

 	 - 	die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlosse-
nen Grundstücke gefährden oder beschädigen.

	 - 	den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern 
oder beeinträchtigen.

 	 - 	die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtneri-
sche Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhin-
dern oder

	 - 	sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewäs-
ser, auswirken.

(2) 	Dieses Verbot gilt insbesondere für

	 1. 	feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Ben-
zol, Öl

	 2. 	infektiöse Stoffe, Medikamente

	 3. 	radioaktive Stoffe

	 4.	 Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Ab-
wassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers führen, 
Lösungsmittel 

	 5.	 Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, 
Gase oder Dämpfe verbreiten können

	 6. Grund- und Quellwasser (vergl. § 14 Abs. 4)

	 7.	 feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, 
Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, 
Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige 
Stoffe, die erhärten

	 8.	 Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gül-
le, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegär-
saft, Blut aus Schlächtereien, Molke

	 9.	 Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Ab-
wasserbehandlungsanlagen und Abortgruben unbeschadet 
gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschläm-
me,

	 10.	Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer 
Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder ei-
ner krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgut-
verändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind, wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, 
Polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind:

a)	 unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der 
Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haus-
haltungen üblicherweise anzutreffen sind;

b)	 Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungs-
anlage zurückgehalten werden können und deren Einlei-
tungen der Markt in den Einleitungsbedingungen nach 
Absatz 3 oder 4 zugelassen hat;

c)	 Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des 
Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen.

	 11.	Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben

a) 	 von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behand-
lung in der Sammelkläranlage nicht den Mindestanforde-
rungen nach § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes entspre-
chen wird.

b) 	Temperatur 	 von 35 Grad C u. mehr

c) 	 pH-Wert 	 wenigstens 6,5; 
		  höchstens 10,0

d) 	Absetzbare Stoffe nach
	 0,5 Stunden	 10 ml/l

e) 	 Schwerflüchtige lipophile 
	 Stoffe (u.a. verseifbare
	 Öle, Fette)

- 	direkt abscheidbar
	 (DIN 38409 Teil 19)	 100 	mg/l

- 	soweit Menge und Art des
	 Abwassers bei Bemessung
	 nach DIN 4040 zu Abschei-
	 deranlagen über Nenngröße
	 10 (> NG 10) führen:
	 gesamt (DIN 38409 Teil 17)	 250 	mg/l

f) 	 Kohlenwasserstoffe
- 	direkt abscheidbar 
	 (DIN 38409 Teil 19) 	 50	mg/l
	 DIN 1999 Teil 1-6 beachten

- 	soweit im Einzelfall eine
	 weitergehende Entfernung 
	 der Kohlenwasserstoffe 
	 erforderlich ist:
	 gesamt (DIN 38409 Teil 18)	 20 	mg/l
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g) 	 Halogenierte organische Verbindungen
- 	absorbierbare organische
	 Halogenverbindungen (AOX)	 1 	mg/l 
	 (DIN 38409 Teil 14) 	  

-	 leichtflüchtige halogenierte
 	 Kohlenwasserstoffe(LHKW) 
 	 als Summe aus Trichlorethen, 
 	 Tetrachlorethen, 1,1,1-Tri-
 	 chlorethan, Dichlormethan,
 	 gerechnet als Chlor (CL) 	 0,5 	mg/l 
	 (DIN 38407 Teil 4)

h) 	Organische halogenfreie 
	 Lösemittel

- 	Mit Wasser ganz oder teil-
	 weise mischbar und biolo-
	 gisch abbaubar (DIN 38412,
	 Teil 25): Entsprechend spe-
	 zieller Festlegung, jedoch
	 Richtwert nicht größer als
	 er der Löslichkeit ent-
	 spricht oder als 	 5 	g/l

i) 	 Anorganische Stoffe (gelöst
	 und ungelöst)

- Antimon	 (Sb)	 0,5 	mg/l

- Arsen	 (As)	 0,5 	mg/l

- Barium	 (Ba)	 5 	mg/l

- Blei	 (Pb)	 1 	mg/l

- Cadmium	 (Cd)	 0,5 	mg/l

- Chrom	 (Cr)	 1 	mg/l

- Chrom-Vl	 (Cr)	 0,2 	mg/l

- Cobalt	 (Co)	 2 	mg/l

- Kupfer	 (Cu)	 1 	mg/l

- Nickel	 (Ni)	 1 	mg/l

- Selen	 (Se)	 2 	mg/l

- Silber	 (Ag)	 1 	mg/l

- Quecksilber (Hg)	 0,1 	mg/l

- Zinn	 (Sn)	 5 	mg/l

- Zink	 (Zn)	 5 	mg/l

- Aluminium und Eisen 	 keine Begrenzung, so-
		  (Al) u. (Fe) 	 weit keine Schwierig-

 			   keiten bei der Abwas-
 			   serableitung und -rei-
 			   nigung auftreten.

j) 	 Anorganische Stoffe (gelöst)

- 	Stickstoff aus Ammonium und 
	 Ammoniak 	  (NH4-N+NH3-N) 	 100	mg/l <5000 EW

	  		  200	mg/l >5000 EW

- 	Stickstoff aus Nitrit, 
	 falls größere Frachten
	 anfallen	 (NO2-N) 	 10 	mg/l

- 	Cyanid, 
	 gesamt 	 (CN) 	  20 	mg/l 
	 (DIN 38405 Teil 13-1)
	

-	 Cyanid, leicht freisetzbar 	 1 	mg/l 
	 (DIN 38405 Teil 13-2)

-	 Sulfat	 (SO4)	  600 	mg/l

-	 Sulfid	 (S) 	 2	mg/l 
 	 (DIN 38405 Teil 27)	  

- 	Fluorid	 (F) 	 50 	mg/l

 -	Phosphatverbindungen (P) 	 50 	mg/l 
	 (gesamt Po4 -P) 	  
	 (DIN 38405 D 11-4)

k) 	 Weitere organische Stoffe
- 	wasserdampfflüchtige 
	 halogenfreie Phenole
	 (als C6H6OH) 	 	 100 	mg/l

 
l) 	 Spontane Sauerstoffzehrung

- 	gemäß Deutschen Einheitsver-
	 fahren zur Wasser-, Abwasser-
	 und Schlammuntersuchung „Be-
	 stimmung der spontanen Sauer-
	 stoffzehrung (G24)“, 19. Lie-
	 ferung; 1987 		  100 	mg/l

m) 	Abwasser mit einem chem. 
	 Sauerstoffbedarf (CSB) über 	 5000	mg/l.

 
		  Das Einleitungsverbot gilt auch für Abwässer, die schädliche 

Konzentrationen an sonstigen Schwermetallverbindungen 
oder anderen Giftstoffen aufweisen.

	 12.	Nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brenn-
wertkesseln,

	 13.	Nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brenn-
wertkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW.

(3) 	Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b wer-
den gegenüber den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rah-
men der Sondervereinbarung festgelegt.

(4) 	Über Absatz 3 hinaus kann der Markt in Einleitungsbedingungen 
auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge 
ausschließlich oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 
machen, soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals, der Ent-
wässerungsanlage oder zur Erfüllung der für den Betrieb der 
öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Vorschriften, ins-
besondere der Bedingungen und Auflagen des der Stadt Kulm-
bach erteilten wasserrechtlichen Bescheides erforderlich ist.

(5) 	Der Markt kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 
neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffent-
liche Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art 
oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für 
den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden 
Gesetze oder Bescheide ändern. Der Markt kann Fristen festle-
gen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforde-
rungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen.

(6) 	Der Markt kann die Einleitung von Stoffen, erforderlichenfalls 
nach Anhörung der für den Gewässerschutz zuständigen Sach-
verständigen, im Sinne der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der 
Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre ge-
fährdende oder schädigende oder den Betrieb der öffentlichen 
Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In die-
sem Fall hat er dem Markt eine Beschreibung nebst Plänen in 
doppelter Fertigung vorzulegen.

(7) 	Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten 
Brennwertanlagen oder aus gasbefeuerten Brennwertanlagen 
über 200 kW in die Entwässerungsanlage ein, ist er verpflich-
tet, das Kondensat zu neutralisieren und dem Markt über die 
Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornstein-
feger-Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fachbetriebs vor-
zulegen.

(8) 	Besondere Vereinbarungen zwischen dem Markt und einem Ver-
pflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinne des Abs. 1 
durch entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwäs-
serungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehalten.

(9) 	Wenn Stoffe im Sinne des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder in die öffentliche Entwässerungsanlage gelan-
gen, ist der Markt sofort zu verständigen.

§ 16
Abscheider

(1) 	Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeit wie z.B. Benzin, Ben-
zol, Öle oder Fette mit abgeschwemmt werden können, sind in 
die Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten 
und insoweit ausschließlich diese zu benutzen.
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(2) 	Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und 
bei Bedarf entleert werden. Der Markt kann den Nachweis der 
ordnungsgemäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu entsorgen.

§ 17
Untersuchung des Abwassers

(1) 	Der Markt kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder 
einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstma-
lig Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des einge-
leiteten Abwassers geändert werden, ist der Stadt auf Verlangen 
nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter 
das Verbot des § 15 fallen.

(2) 	Der Markt kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch perio-
disch untersuchen lassen. Auf die Überwachung wird in der Re-
gel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisa-
tion eine wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungs-
behörde vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen 
aus der Eigen- oder Selbstüberwachung, ordnungsgemäß durch-
geführt und die Ergebnisse dem Markt vorgelegt werden. Der 
Markt kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten 
Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die 
Messergebnisse vorgelegt werden. 

§ 18
Haftung

(1) 	Der Markt haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die 
auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ord-
nungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Ent-
wässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt ins-
besondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen 
werden.

(2) 	Der Markt haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer 
Person, deren sich der Markt zur Erfüllung seiner Verpflichtun-
gen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) 	Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die 
ordnungsgemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungsan-
lage einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4)	Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sonderverein-
barung zuwiderhandelt, haftet dem Markt für alle ihm dadurch 
entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden 
und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grund-
stücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses 
verursacht werden, soweit dieser nach § 8 vom Grundstücksei-
gentümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu unterhal-
ten sowie stillzulegen und zu beseitigen ist. Mehrere Verpflich-
tete haften als Gesamtschuldner.

§ 19
Grundstücksbenutzung

(1) 	Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen 
von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwas-
ser über sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung 
erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die 
an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen oder an-
zuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss 
vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich 
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Wei-
se belasten würde.

(2) 	Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang 
der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstückes zu 
benachrichtigen.

(3) 	Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtun-
gen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Markt zu 
tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstücks dient.

(4) 	Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind.

§ 20
Betretungsrecht

(1) 	Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks 
haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer satzungsmäßigen 
und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung 
beauftragten Personen des Marktes zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen 
und Wohnräume im erforderlichen Umfang betreten; auf Ver-
langen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist unge-
hindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren und sind die 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

	 Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks 
werden nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für 
Probenahmen und Abwassermessungen.

(2) 	Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und 
Überwachungsrechte bleiben unberührt.

§ 21
Ordnungswidrigkeiten

(1) 	Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geld-
buße belegt werden, wer vorsätzlich 

	 1.	 eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 
und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf ge-
stützten Anzeige-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflich-
ten verletzt,

	 2. 	entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung des Marktes mit 
der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage beginnt,

	 3. 	entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige 
Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 
1 Satz 2 vorlegt,

	 4. 	entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung des Marktes die 
Leitungen verdeckt,

	 5. 	entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsan-
lagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen überprüfen 
lässt,

	 6. 	entgegen den Vorschriften der § § 14 und 15 Abwasser oder 
sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung einleitet 
oder einbringt,

	 7. 	entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Sat-
zung beauftragten Personen des Marktes nicht ungehindert 
Zugang zu allen Anlagenteilen gewährt.

(2) 	Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und 
Überwachungsrechte bleiben unberührt.

§ 22
Anordnungen für den Einzelfall: Zwangsmittel

(1) 	Der Markt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-
den Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen.

(2) 	Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens, gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes.

§ 23
Inkrafttreten, Übergangsregelung

(1) 	Die Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

(2) 	Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung des Marktes Wirs-
berg vom 28.01.2003 (Amtsblatt des Landkreises Kulmbach Nr. 8 
vom 26.02.2003) mit ihren bisherigen Änderungen, außer Kraft.

Wirsberg, 12. November 2024
Markt Wirsberg
Trier
Erster Bürgermeister
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BEKANNTMACHUNG	 Markt Wirsberg

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung
des Marktes Wirsberg (BGS-EWS)

vom 12.11.2024

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBl S. 
264, BayRS 2024-1-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 
2023 (GVBl S. 385) erlässt der Markt Wirsberg folgende Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung:

§ 1
Beitragserhebung

Der Markt Wirsberg erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die 
Herstellung der Entwässerungseinrichtung für die Ortsteile Wirs-
berg, Sessenreuth, Cottenau, Neufang, Weißenbach und Goldene 
Adlerhütte einen Beitrag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte 
oder gewerblich nutzbare sowie für solche Grundstücke und befes-
tigte Flächen erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn

1.	 für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässe-
rungseinrichtung besteht,

2.	 sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen 
sind oder 

3.	 sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die 
Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1)	Die Beitragsschuld entsteht im Falle des

	 1.	 § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrich-
tung angeschlossen werden kann,

	 2.	 § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrich-
tung angeschlossen ist,

	 3.	 § 2 Nr. 3, mit Abschluss der Sondervereinbarung.

	 Wenn der in Satz 1 gennannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit In-
krafttreten dieser Satzung.

(2)	Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nut-
zung des Grundstücks vorgenommen, die beitragsrechtliche Aus-
wirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss 
der Maßnahme.

§ 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist.

§ 5
Beitragsmaßstab

(1)	Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoss-
fläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitragspflich-
tige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in unbeplanten 
Gebieten von mindestens 3000 qm Fläche (übergroße Grund-
stücke) auf das 4-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, 
mindestens jedoch 3000 qm begrenzt.

(2)	Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in 
allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen 
Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezo-
gen, soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbständige Ge-
bäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach 
Schmutzwasserableitung auslösen oder die an die Schmutzwas-
serableitung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht 
zum Geschossflächenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für Ge-
bäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich eine Schmutzwasser-
ableitung haben.

	 Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn 
und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3)	Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Be-
bauung zulässig ist, wird als Geschossfläche ein Viertel der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf 
einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur ge-
werblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(4)	Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist die anzusetzende 
Geschossfläche nach der in der näheren Umgebung vorhande-
nen Bebauung zu ermitteln; anzusetzen ist das durchschnittli-
che Maß der tatsächlichen baulichen Ausnutzung der Grundstü-
cke in der näheren Umgebung. Fehlt es an einer heranziehbaren 
Bebauung, so ist ein Viertel der Grundstücksfläche als Geschoss-
fläche anzusetzen.

(5)	Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Ände-
rung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, 
soweit sich dadurch der Vorteil erhöht.

	 Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere,

	 -	 im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätz-
lichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet wurden, 

	 -	 im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich 
geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 
2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätz-
liche Grundstücksfläche, 

	 -	 im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien 
Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, so-
weit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für 
die Beitragsfreiheit entfallen.

(6)	Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Ab-
satz 3 oder Absatz 4 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird 
der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so ermittelten 
Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt 
des Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 
Abs. 2) bei Ansatz der nach Absatz 3 oder Absatz 4 berücksich-
tigten Geschossfläche ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag 
ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung eine Über-
zahlung, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf 
den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Be-
trag entrichtet wurde.

§ 6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt
a) 	pro qm Grundstücksfläche	 2,30 €
b) 	pro qm Geschossfläche	 9,20 €
	

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbeschei-
des fällig.

§ 7a
Ablösung des Beitrags

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst 
werden. Der Ablösebetrag richtet sich nach der voraussichtlichen 
Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 8
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse

(1)	Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 
Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Un-
terhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S. des § 3 EWS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßen-
grund liegenden Teil der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der 
jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten.

(2)	Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist, mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erb-
bauberechtigte) sind Gesamtschuldner.
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(3)	Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussicht-
lichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.

§ 9
Gebührenerhebung

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrich-
tung Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchsgebühren (§ 10).

§ 9a
Grundgebühr

(1)	Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der ver-
wendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem 
Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Hauptwasserzäh-
ler im Sinne des § 19 WAS, so wird die Grundgebühr für jeden 
Hauptwasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht einge-
baut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, 
um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.

(2)	Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzäh-
lern mit Dauerdurchfluss

	 Bis	  4 m3/h	 25 €	 / Jahr

	 Bis	 10 m3/h	 62,50 €	 / Jahr.

§ 10
Einleitungsgebühr

(1)	Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Ent-
wässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken 
zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 3,05 € pro Kubikmeter Ab-
wasser.

(2)	Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasser-
versorgungseinrichtung zugeführten Wassermengen. Auf Antrag 
werden die nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten 
oder zurückgehaltenen Wassermengen abgesetzt, soweit der 
Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen ist. Der Nachweis der 
verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. Der Nachweis ist grundsätzlich durch 
geeichte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige 
auf eigene Kosten zu installieren hat. Sollte bei landwirtschaft-
lichen Betrieben mit Großviehhaltung der o.g. Mengennachweis 
unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern, gilt auf Antrag 
für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von 15 cbm/Jahr als 
nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich 
gehaltene Viehzahl. Mit Einwilligung des Viehhalters kann auf 
das Ergebnis der letzten allgemeinen Viehzählung nach dem Ag-
rarstatistikgesetz zurückgegriffen werden, sofern nicht nachge-
wiesen wird, dass es von der im Vorjahr durchschnittlich gehal-
tenen Viehzahl abweicht. Die Viehzählung darf nicht länger als 
zwei Jahre vor der jeweiligen Abrechnung (§ 15) stattgefunden 
haben. Der Abzug ist insoweit ausgeschlossen, als eine Gesamt-
menge von 36 cbm/Einwohner/Jahr auf dem Grundstück unter-
schritten wird. Maßgeblicher Stichtag für die heranziehende 
Personenzahl ist jeweils der 30.06. des Abzugsjahres. Die Was-
sermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von 
der Gemeinde zu schätzen, wenn

	 1.	 ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder

	 2.	 der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht er-
möglicht wird, oder

	 3.	 sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasser-
zähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

(3)	Die Gebühr beträgt 3,05 € pro Kubikmeter entnommenen Was-
sers. 

	 Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen

	 a)	 Wassermengen bis zu 15 cbm jährlich

	 b)	 das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,

	 c)	 das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser.

§ 11
Starkverschmutzungsgebühr

(1)	Für die industrielle und gewerbliche Abwässer, deren chemi-
sche Sauerstoffbedarfswert (CSB-Werte) höher sind als 1.000 

mg/l und deren Mengen 10.000 m3 pro Jahr übersteigen, wird an-
stelle der Einleitungsgebühr eine Starkverschmutzungsgebühr 
nach folgender Formel erhoben:

 

(2)	Die Starkverschmutzungsgebühr beträgt maximal die zweifache 
Einleitungsgebühr pro Kubikmeter Abwasser.

§ 12
Ermittlung der Starkverschmutzungsgebühr

(1)	Betriebe, die der Starkverschmutzungsgebühr entsprechend § 5 
Abs. 1 unterliegen, haben ihre Produktionsabwässer in einem 
oder maximal zwei Messschächten (Probeentnahmeschächte) 
zusammenzufassen. Bei 2 Probeentnahmeschächten werden die 
Proben jeweils gleichzeitig entnommen; Absatz 2 gilt entspre-
chend. In diesen Fällen errechnet sich der mittlere CSB-Wert 
aus den CSB-Frachten der Teilströme. Die Teilströme werden 
durch Abwassermengenmessgeräte, die vom Gebührenschuld-
ner aus seine Kosten in die Probeentnahmeschächte einzu-
bauen sind, gemessen. Hierunter fallen nicht die Abwässer aus 
Sozialräumen und das Niederschlagswasser. In diesem sind zur 
Eigenüberwachung der satzungsgemäßen Grenzwerte der pH-
Wert und die Temperatur und gegebenenfalls entsprechend § 4 
Abs. 3 die Abwassermenge kontinuierlich zu messen und zu do-
kumentieren.

(2)	Zur Ermittlung der Starkverschmutzungsgebühr werden von der 
Gemeinde aus dem Probeentnahmeschacht mindestens sechs 
2-h-Mischproben pro Jahr entnommen.

(3)	Grundstücksanschlüsse, die ausschließlich der Ableitung von 
häuslichem Wasser dienen, werden bei der Berechnung der 
Starkverschmutzungsgebühr nicht berücksichtigt. Für diese Ab-
wassermenge verbleibt es bei § 2.

(4)	Die für die Starkverschmutzungsgebühr maßgebenden CSB-Wer-
te werden aus der homogenisierten Abwasserprobe im Labor 
der Kläranlage Kulmbach in mg Sauerstoff pro 1 gemessen.

(5)	Der Starkverschmutzungsgebühr wird das arithmetische Mittel 
der nach Abs. 2 und Abs. 4 ermittelten CSB-Werte zugrunde ge-
legt.

(6)	Die Probeentnahmen erfolgen zu unterschiedlichen Zeiten, die 
von der Stadt festgelegt werden. Die Kosten für die Probeent-
nahmen nach Abs. 2 und die chemischen Untersuchungen nach 
Abs. 4 trägt die Gemeinde.

G = g x 1 + ( ( XY
a

– 3 (n x X – 1100
x B
100 (

n = 1 bei xy > 4 n = 0 bei xy ≤ 4

    (nach DIN aus homogenisierter Probe)
Y  =   BSB 5‑Konzentration (gemessen oder erklärt) 
    aus homogenisierter Probe ohne Nitrifikationshemmer.

X  =  Mittlere CSB‑Konzentration vom Abwasser des
    Starkverschmutzers in mg/l 

G  =  Starkverschmutzungsgebühr in €/m³

    gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 in €/m³
g  =  Einleitungsgebühr für normal verschmutztes Abwasser

Die einzelnen Buchstaben der Formel haben folgende Bedeutung:

B  =  Der Jahreskostenanteil der verschmutzungsabhängigen 
Kosten in % der Gesamtkosten der Abwasserbeseitigung 
nach der aus der letzten vorliegenden Jahresrechnung 
der  Stadt  Kulmbach  entwickelten  Betriebskostenab‑
rechnung,  wobei  die  Kosten  für  die  biologische  Ab‑
wasserreinigung voll und die Kosten für die Schlamm‑
beseitigung und Abwasserabgabe  jeweils  zur Hälfte  in 
Ansatz gebracht werden. Dieser wird jährlich öffentlich 
bekanntgemacht.

    Abwasser im Gebiet der Stadt Kulmbach (750 mg  /l). 

a  =  Mittlere CSB‑Konzentration von normal verschmutztem
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(7)	Der Gebührenschuldner kann Parallelproben entnehmen und 
diese unverzüglich auf seine Kosten untersuchen lassen.

(8)	Der Gebührenschuldner kann mehr als sechs Proben pro Jahr 
oder den Einsatz eines Dauerprobennehmers durch die Gemein-
de beantragen. Diese zusätzlichen Untersuchungen werden bei 
Mittelwertbildung gemäß Abs. 5 berücksichtigt. Die Kosten für 
die zusätzlichen Probeentnahmen, den Einsatz eines Dauerpro-
bennehmers und die chemischen Untersuchungen hat der An-
tragsteller zu tragen.

(9)	Bei Inbetriebnahme von Vorreinigungsanlagen, die erwarten 
lassen, dass der Zuschlag verringert wird bzw. ganz einfällt, 
kann der Gebührenschuldner quartalsabhängige Zwischenab-
rechnungen verlangen. Die Kosten für evtl. zusätzliche Probe-
entnahmen und Analysen hat dann der Antragsteller zu tragen.

§ 13
Untersuchungskosten

Für die Untersuchung von Abwasserproben aus Probeentnahme-
schächten der Grundstücksentwässerungsanlage werden sofern zu-
lässige Werte überschritten werden, als Untersuchungskosten die 
tatsächlich entstandenen Auslagen erhoben.

§ 14
Entstehen der Gebührenschuld

(1)	Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwas-
ser in die Entwässerungseinrichtung.

(2)	Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses 
folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines 
jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundge-
bührenschuld neu.

§ 15
Gebührenschuldner

(1)	Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.

(2)	Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grund-
stück befindlichen Betriebs.

(3)	Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 16
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1)	Die Einleitung wird kalenderjährlich abgerechnet. Die Grund- 
und Einleitungsgebühr wird einen Monat nach Zustellung des 
Gebührenbescheides fällig.

(2)	Auf die Gebührenschuld sind zum 15.05., 15.08. und 15.11. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresab-
rechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahres-
abrechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlun-
gen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest.

§ 17
Pflichten für Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Ge-
meinde für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen un-
verzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderun-
gen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen 
– Auskunft zu erteilen.

§ 18
Inkrafttreten

(1)	Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

(2)	Gleichzeitig tritt die Satzung vom 03.06.2003 (Amtsblatt des 
Landkreises Kulmbach Nr. 23 vom 12.06.2003), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 18. Oktober 2023 (Amtsblatt des Landkreises 
Kulmbach Nr. 44 vom 10.11.2023), außer Kraft.

Wirsberg, 12. November 2024
Markt Wirsberg
Trier
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Guttenberg

Satzung
über die Festsetzung der Grundsteuerhebesätze

der Gemeinde Guttenberg
(Hebesatzsatzung)

vom 18.11.2024

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 ((GVBl S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98)) und Art. 18 des Bayerischen 
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 ((GVBl 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98)) in Verbindung mit § 25 
Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.08.1973 ((BGBl I S. 965), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 (BGBl 
I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes vom 
10.12.2021 ((GVBl S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes 
vom 21.04.2023 (GVBl S. 128)) erlässt die Gemeinde Guttenberg fol-
gende Satzung:

§ 1 Hebesätze

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:
1. 	Grundsteuer A 
	 (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) 	 390 v. H.
2. 	Grundsteuer B (für Grundstücke) 180 v. H.

§ 2 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft.

Guttenberg, 18. November 2024
Gemeinde Guttenberg
Philip Laaber 
Erster Bürgermeister 

BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Untersteinach 

Satzung
über die Festsetzung der Grundsteuerhebesätze

der Gemeinde Untersteinach
(Hebesatzsatzung)

vom 19.11.2024

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 ((GVBl S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98)) und Art. 18 des Bayerischen 
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 ((GVBl 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98)) in Verbindung mit § 25 
Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.08.1973 ((BGBl I S. 965), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 (BGBl 
I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes vom 
10.12.2021 ((GVBl S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes 
vom 21.04.2023 (GVBl S. 128)) erlässt die Gemeinde Untersteinach 
folgende Satzung:

§ 1 Hebesätze

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:
1. 	Grundsteuer A 
	 (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) 	 300 v. H.
2. 	Grundsteuer B (für Grundstücke) 	 230 v. H.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft.

Untersteinach, 19. November 2024
Gemeinde Untersteinach 
Hans-Peter Röhrlein
Stellv. Bürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG	 Markt Marktleugast

Satzung
über die Festsetzung der Hebesätze

des Marktes Marktleugast für die Grundsteuer A und B 
(Grundsteuerhebesatzung)

vom 25. November 2024

Auf Grund des Art. 22 Abs. 2 und der Art. 23 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), 
die zuletzt durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl 
S. 98) geändert worden ist, und des Art. 18 des Bayerischen Kom-
munalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
04.04.1993 (GVBl S. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der Ver-
ordnung vom 04.06.2024 (GVBl S. 98) in Verbindung mit § 25 Abs. 1 
und 2 des Grundsteuergesetzes (GrStG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.08.1973 (BGBl I S. 965), das zuletzt durch Artikel 
34 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geän-
dert worden ist, und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes 
(BayGrStG) vom 10. Dezember 2021 (GVBl S. 638, BayRS 611-7-2-F), 
das zuletzt durch Art. 9 des Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl S. 128) 
geändert worden ist, 

erlässt die Marktgemeinde Marktleugast folgende Satzung:

§ 1 Hebesätze

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachfolgende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:

1.	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
	 (Grundsteuer A)	 350 v. H.

2.	 für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 210 v. H.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Marktleugast, 25. November 2024
Markt Marktleugast
Uome
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Markt Marktleugast

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung der gemeindlichen 

Bestattungseinrichtungen sowie für damit im Zusammenhang 
stehende Amtshandlungen (Friedhofsgebührensatzung - FGS)

vom 25. November 2024

Auf Grund des Art. 2 und des 8 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 
(GVBl S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 10 der Ver-
ordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98) geändert worden ist, sowie 
des Art. 20 des Kostengesetzes (KG) vom 20. Februar 1998 (GVBl S. 
43, BayRS 2013-1-1-F), das zuletzt durch Art. 10 des Gesetzes vom 21. 
April 2023 (GVBl S. 128) geändert worden ist, 

erlässt der Markt Marktleugast folgende Satzung:
 

§ 1

Die Friedhofsgebührensatzung (FGS) vom 01. Januar 2021 (Amts-
blatt des Landkreises Kulmbach Nr. 29 vom 23. Juli 2021) wird wie 
folgt geändert:

1.	 § 5 erhält folgende Fassung:

„(1)	 Bei Leichenbestattungen sind folgende Grundgebühren zu 
entrichten: 

	 für Personen ab Vollendung des 5. Lebensjahres........€ 640,00 

	 für Personen ab Vollendung des 5. Lebensjahres 
	 mit Tieferlegung ................................................................€ 690,00 

	 für Kinder bis zur Vollendung des 5. Lebensjahres ...€ 420,00 

	 für die Bestattung von Urnen in Erdgräbern ...............€ 300,00 

	 für die Bestattung von Urnen in Urnenmauer- 
nischen mit Öffnen und Schließen der  
Steinabdeckplatte .............................................................€ 300,00

	 Die Gebühr beinhaltet das Ausheben und 
	 Ausgrünen des Grabes.

	 Der Erschwerniszuschlag bei Eis, Stein oder 
	 vergleichbaren Hindernissen beträgt je 
	 angefangene Stunde ...........................................................€ 50,00

(2)	 Für die Benutzung der Leichenhalle, unabhängig davon ob 
es sich um einen Sarg oder eine Urne handelt, wird eine Ge-
bühr von 175,00 Euro erhoben.“

2. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 	Die Gebühr beträgt pro Grabstätte und Ruhezeit auf den 
Friedhöfen Marktleugast und Hohenberg: 

	 Einzelgrab......................................................................€ 524,05 
	 Doppelgrab.....................................................................€ 1.048,10 
	 Dreiteilige Gräber........................................................€ 1.025,00 
	 Vierteilige Gräber.........................................................€ 1.050,00 
	 Fünfteilige Gräber........................................................€ 1.075,00 
	 Kindergrab ....................................................................€ 237,57 
	 Urnenerdgrab................................................................€ 305,26 
	 Urnengrabkammer........................................................€ 1.001,59 
	 Urnensteinsäulengrab/Urnenbaumgrab...................€ 1.068,41“

§ 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.

Marktleugast, 25. November 2024
Markt Marktleugast
Uome
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Markt Marktleugast

Dritte Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung des Marktes Marktleugast (BGS-WAS)

vom 25. November 2024

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBl S. 
264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 10 der Verordnung 
vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98) geändert worden ist, 

erlässt der Markt Marktleugast folgende Satzung:
 

§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des 
Marktes Marktleugast (BGS-WAS) vom 28. September 2017 (Amts-
blatt des Landkreises Kulmbach Nr. 40 vom 20.10.2017), zuletzt ge-
ändert durch die Satzung vom 24. Mai 2023 (Amtsblatt des Landkrei-
ses Nr. 22 vom 09. Juni 2023), wird wie folgt geändert:
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1.	 § 6 erhält folgende Fassung:

	 „Der Beitragssatz beträgt:

	 a) pro m2 Grundstücksfläche........... 0,58 €
	 b) pro m2 Geschossfläche................. 3,04 €“

2.	 § 9a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

	 „Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzäh-
lern mit Dauerdurchfluss

	 bis 4 m³/h............................................65,00 €
	 bis 10 m³/h..........................................70,00 €
	 bis 16 m³/h..........................................85,00 €
	 über 16 m³/h.....................................100,00 €“

3.	 § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

	 „Die Gebühr beträgt 2,06 € (netto) pro Kubikmeter entnommenen 
Wassers.“

§ 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.

Marktleugast, 25. November 2024
Markt Marktleugast
Uome
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Markt Marktleugast

Dritte Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung des Marktes Marktleugast (BGS-EWS)

vom 25. November 2024

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBl S. 
264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 10 der Verordnung 
vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98) geändert worden ist, 

erlässt der Markt Marktleugast folgende Satzung:
 

§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des 
Marktes Marktleugast (BGS-EWS) vom 28. September 2017 (Amts-
blatt des Landkreises Kulmbach Nr. 40 vom 20.10.2017), zuletzt ge-
ändert durch die Satzung vom 24. Mai 2023 (Amtsblatt des Landkrei-
ses Nr. 22 vom 09. Juni 2023), wird wie folgt geändert:

1.	 § 6 erhält folgende Fassung:

	 „Der Beitragssatz beträgt:

	 a) pro m2 Grundstücksfläche........... 0,77 €
	 b) pro m2 Geschossfläche................. 8,09 €“

2.	 § 9a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

	 Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 
mit Dauerdurchfluss

	 bis 4 m³/h........................................... 76,27 €
	 bis 10 m³/h......................................... 95,33 €
	 bis 16 m³/h....................................... 114,40 €
	 über 16 m³/h.................................... 152,53 €

3.	 § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

	 „Die Gebühr beträgt 3,38 € pro Kubikmeter Schmutzwasser.“

4.	 § 10 a Absatz 1 erhält folgende Fassung:

	 „Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,21 € pro Quadratme-
ter versiegelter Fläche pro Jahr.“

§ 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.

Marktleugast, 25. November 2024
Markt Marktleugast
Uome
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Neudrossenfeld

Erste Satzung
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung

zur Wasserabgabesatzung
der Gemeinde Neudrossenfeld

(BGS-WAS)

vom 12. November 2024

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBl S. 
264, BayRS 2024-1-l), das zuletzt durch § 1 Abs. 10 der Verordnung 
vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98) geändert wurde, erlässt die Gemein-
de Neudrossenfeld folgende

Satzung:

Art. 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der 
Gemeinde Neudrossenfeld (BGS/WAS) vom 13.07.2021 wird in fol-
genden Punkten geändert:

§ 5 Abs. 2 Satz 6 erhält folgende Fassung:

„Dies gilt nicht für Balkone, Loggien und Terrassen, die die bau-
rechtlichen Kriterien eines Gebäudes erfüllen.“

§ 9a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 
mit Dauerdurchfluss

bis	  4 m³/h	  68,00 €/Jahr
bis 	 10 m³/h	 115,00 €/Jahr
bis 	 16 m³/h	 172,00 €/Jahr
über	 16 m³/h	 268,00 €/Jahr

§ 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Gebühr beträgt 1,96 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers.“

Art. 2 

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2025 in Kraft. 

Neudrossenfeld, 12. November 2024
Gemeinde Neudrossenfeld
Harald Hübner
Erster Bürgermeister
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BEKANNTMACHUNG	  Zweckverband zur Wasserversorgung 
		  der Sanspareil-Gruppe

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

der Sanspareil-Gruppe
BGS-WAS

Vom 18.11.2024

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt 
der Zweckverband zur Wasserversorgung der Sanspareil-Gruppe 
folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die 
Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung seines räumlichen 
Wirkungskreises einen Beitrag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird erhoben für

1.	bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich 
nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum 
Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht,

2.	 tatsächlich angeschlossene Grundstücke,

3.	oder Grundstücke, die auf Grund einer Sondervereinbarung an-
geschlossen werden.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) 	1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitrags-
tatbestandes. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maß-
geblichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht 
die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maß-
nahme.

(2) 	Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Bei-
tragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, 
entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung.

§ 4
Beitragsschuldner

1Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist. 2Sind mehrere Eigentümer eines Grundstückes oder Erbbaube-
rechtigte vorhanden, so haften diese als Gesamtschuldner.

§ 5
Beitragsmaßstab

(1) 	1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoß-
fläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die beitragspflich-
tige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 
2.500 m2 Fläche (übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebie-
ten

– 	bei bebauten Grundstücken auf das Vierfache der beitrags-
pflichtigen Geschoßfläche, mindestens jedoch 2.500 m²,

– 	bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² begrenzt.

(2) 	1Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in 
allen Geschoßen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Flä-
che herangezogen. 3Dachgeschoße werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbständige Gebäude-
teile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss 
an die Wasserversorgung auslösen, oder die an die Wasserver-

sorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum 
Geschoßflächenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für Gebäu-
de oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss 
haben. 5Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, 
wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3) 	1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grund-
stücken, aber bebaubaren Grundstücken wird als Geschoßfläche 
ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 2Grund-
stücke, bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung 
maßgeblich vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerbli-
chen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als ge-
werblich genutzte unbebaute Grundstücke i. S. d. Satzes 1.

(4) 	1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Ände-
rung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, 
soweit sich dadurch der Vorteil erhöht.

	 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere,

– 	im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätz-
lichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet wurden,

– 	im Falle der Geschoßflächenvergrößerung für die zusätzlich 
geschaffenen Geschoßflächen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 2 
für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche 
Grundstücksfläche,

– 	im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien 
Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, so-
weit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für 
die Beitragsfreiheit entfallen.

(5) 	1Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 
3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach 
Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschoßflächen und 
den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu be-
rechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegen-
überstellung ein Weniger an Geschoßflächen, so ist für die Be-
rechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustel-
len, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde.

§ 6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt:
a) pro m² Grundstücksfläche	 0,55 €,
b) pro m² Geschoßfläche	 4,39 €.

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides fällig. 

§ 7a
Beitragsablösung

1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht ganz oder 
teilweise abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. 3Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.

§ 8
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse

(1) 	Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 
Erneuerung, Veränderung, Stilllegung und Beseitigung sowie 
für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 WAS 
ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen 
Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse ent-
fällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten.

(2) 	1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 



Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erb-
bauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend.

(3) 	1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussicht-
lichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch 
auf Ablösung besteht nicht.

§ 9
Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversor-
gungseinrichtung Grundgebühren (§  10) und Verbrauchsgebühren 
(§ 10a).

§ 10
Grundgebühr

(1) 	1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der ver-
wendeten Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf einem 
Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüs-
se, so wird die Grundgebühr nach der Summe des Dauerdurch-
flusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. 3Soweit Wasser-
zähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, 
der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu 
können.

(2) 	Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzäh-
lern mit Dauerdurchfluss

	 Q3 	 4 m³/h	 148,00 €/Jahr
	 Q3	 10 m³/h	 160,00 €/Jahr
	 Q3	 16 m³/h	 172,00 €/Jahr
	 Q3	 25 m³/h	 184,00 €/Jahr

§ 10 a
Verbrauchsgebühr

(1) 	1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Was-
serversorgungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 
2Die Gebühr beträgt 2,11 € pro Kubikmeter entnommenen Was-
sers.

(2) 	1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermit-
telt. 2Er ist durch den Zweckverband zu schätzen, wenn

	 1.	 ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder

	 2.	 der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht er-
möglicht wird, oder

	 3.	 sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasser-
zähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

(3) 	Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger bewegliche Was-
serzähler verwendet, so beträgt die Gebühr 2,11 € pro Kubikme-
ter entnommenen Wassers.

§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) 	Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme.

(2) 	1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses 
folgt; der Zweckverband teilt dem Gebührenschuldner diesen 
Tag schriftlich mit. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit 
dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils 
der Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 12
Gebührenschuldner

(1) 	Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.

(2) 	Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grund-
stück befindlichen Betriebs.

(3) 	Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) 	1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die 
Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig.

(2) 	1Auf die Gebührenschuld sind zum 15.4., 15.7. und 15.10. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresab-
rechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahres-
abrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszah-
lungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest.

§ 14
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren 
wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben.

§ 15
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem 
Zweckverband für die Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderun-
gen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Verände-
rungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unter-
lagen – Auskunft zu erteilen.

§ 16
Inkrafttreten

(1) 	Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft.

(2) 	Gleichzeitig tritt die Satzung vom 25.05.2021 außer Kraft.

Wonsees, 18. November 2024
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Sanspareil-Gruppe
Andreas Pöhner
Verbandsvorsitzender

BEKANNTMACHUNG	  Gemeinde Himmelkron

Vierte Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Himmelkron (BGS-WAS) 

vom 02. August 2016 

vom 26. November 2024

Aufgrund der Art. 2, 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetztes 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 
(GVBl S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl S. 98), erlässt die Gemeinde 
Himmelkron folgende Satzung:

§ 1
Änderung

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der 
Gemeinde Himmelkron (BGS-WAS) vom 02. August 2016, (Bekannt-
machung im Amtsblatt des Landkreises Kulmbach Nr. 33 vom 
18.08.2016), zuletzt geändert durch Satzung vom 23. November 2022, 
(Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 49 des Landkreises Kulmbach 
vom 09.12.2022) wird wie folgt geändert:
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§ 6 Buchst. a) erhält folgende Fassung:

pro qm Grundstücksfläche	 0,87 €

§ 6 Buchst. b) erhält folgende Fassung:

pro qm Geschossfläche	 4,75 €

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01. Januar 2025 in Kraft.

Himmelkron, 27. November 2024
Gemeinde Himmelkron
Schneider
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	  Gemeinde Himmelkron

Kalkulation der Benutzungsgebühren für die 
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Himmelkron für 

den Kalkulationszeitraum 2025 – 2026

Die Kalkulation der Verbrauchsgebühr für das aus der Wasserver-
sorgungseinrichtung entnommene Wasser gem. § 10 und der Grund-
gebühr für die verwendeten Wasserzähler nach dem Dauerdurch-
fluss gem. § 9a der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-
besatzung der Gemeinde Himmelkron vom 26. November 2016 wur-
de vor Ablauf des Kalkulationszeitraum fristgerecht durchgeführt. 

Hiermit wird bekanntgegeben, dass für den bevorstehenden Kalku-
lationszeitraum keine Anpassung der Gebührensätze erforderlich 
ist, um die kostenrechnende Einrichtung weiterhin kostendeckend 
betreiben zu können. Eine Anpassung der Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Himmelkron ist 
diesbezüglich nicht erforderlich.

Himmelkron, 27. November 2024
Gemeinde Himmelkron
Schneider
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	  Zweckverband Abwasserbeseitigung
	�  Rotmaintal
	

Erste Satzung zur Änderung der Entschädigungssatzung des 
Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Rotmaintal

Der Zweckverband Abwasserbeseitigung Rotmaintal erlässt auf-
grund Art. 22 Abs. 2, Art. 26 Abs. 1 und Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20.06.1994 (GVBl S. 555, 1995 S. 98, BayRS 
2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 
(GVBl S. 385, 586), sowie Art. 20 a und Art. 23 der Gemeindeord-
nung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 6 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl S. 98) geändert worden ist, sowie 
§ 8 Satz 2 und § 10 der Verbandssatzung, die folgende Satzung:

§ 1 

Die Entschädigungssatzung für den Zweckverband Abwasserbesei-
tigung Rotmaintal vom 15.06.2020 (Amtsblatt des Landkreises Kulm-
bach Nr. 26 vom 26.06.2020) wird wie folgt geändert:

§ 6 Auszahlung der Entschädigungen erhält folgende Fassung:

„Der pauschale Auslagenersatz nach § 2 und die Entschädigungen 
nach § 3 werden nachträglich nach Abrechnung am Ende des Kalen-
derjahres unbar ausgezahlt.“

§ 2

Diese Satzung tritt mit Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Neudrossenfeld, 20. November 2024
Zweckverband Abwasserbeseitigung Rotmaintal
Kirschner
Verbandsvorsitzende

BBEKANNTMACHUNG	  Zweckverband Abwasserbeseitigung
	�  Rotmaintal

Sechste Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung

vom 20.11.2024

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt 
der Zweckverband Abwasserbeseitigung Rotmaintal zur Änderung 
der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 
21.11.2013, zuletzt geändert durch Satzung vom 20. Dezember 2022, 
folgende Satzung:

§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des 
Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Rotmaintal vom 21.11.2013, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 20. Dezember 2022, wird wie 
folgt geändert:

§ 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Gebühr beträgt 3,50 € pro Kubikmeter Schmutzwasser“

§ 11 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

„Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,40 € pro Quadratmeter 
versiegelter Fläche / Jahr.“

§ 5 Abs. 2 der BGS/EWS wird um folgenden Satz 6 ergänzt:

„Dies gilt nicht für Balkone, Loggien und Terrassen, die die bau-
rechtlichen Kriterien eines Gebäudes erfüllen“

§ 2

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2025 in Kraft. 

Neudrossenfeld, 20. November 2024
Zweckverband Abwasserbeseitigung Rotmaintal
Simone Kirschner
Verbandsvorsitzende
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